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Bekanntmachung 
 

des Beschlusses über die öffentliche Auslegung des Planentwurfes  
der 34. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Havixbeck 

gem. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB),  
Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB und  

Abstimmung mit den benachbarten Gemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB  
in der zurzeit gültigen Fassung 

 
 
 

Der Rat der Gemeinde Havixbeck hat in seiner Sitzung am 27.04.2023 beschlossen, die 34. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Havixbeck gem. § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der zurzeit geltenden Fassung auszulegen. 
 
Ziel der Planung ist die Schaffung von Bauflächen für Ein- und Mehrfamilienhäuser, um der weiter-
hin hohen Nachfrage nach Bauland gerecht zu werden. Da kaum noch Bauflächen innerhalb beste-
hender Wohnviertel oder auf baulich vorgenutzten Arealen vorhanden sind, ist die Bereitstellung 
von Wohnbauflächen nur durch die Entwicklung eines neuen Quartiers auf einer bisher landwirt-
schaftlich genutzten Fläche möglich. 
 
Das „Baugebiet Masbeck“ stellt mit seiner Größe und zentralen Lage zwischen dem Bahnhof und 
dem Siedlungsbereich der Gemeinde Havixbeck die einmalige Chance dar, ein nachhaltiges, zu-
kunftsorientiertes, klimafreundliches und auf die Wünsche der Bürgerschaft angepasstes Baugebiet 
zu entwickeln. Vor dem Hintergrund bzw. dem Ziel der Schonung der Ressource „Boden“ muss 
bzw. wird es voraussichtlich in näherer Zukunft kein weiteres Baugebiet dieser Größenordnung im 
Gemeindegebiet mehr geben. 
 
Der Änderungsbereich ist im aktuell rechtskräftigen Flächennutzungsplan als „Flächen für Land- o-
der Forstwirtschaft“ festgesetzt. Ein Großteil der Fläche soll zukünftig in „Wohnbaufläche“ umge-
wandelt werden, ein kleinerer Bereich entlang des Schlautbaches in „Grünfläche“ mit der Zweckbe-
stimmung „Parkanlage“. Um dies zu ermöglichen ist eine Änderung des Flächennutzungsplanes er-
forderlich. 
 
Die Abgrenzung des Plangebietes für die 34. Änderung des Flächennutzungsplanes ergibt sich aus 
der nachfolgenden Kartenausschnitt: 
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Der Entwurf der Flächennutzungsplanänderung nebst Begründung einschließlich Umweltbericht 
liegt gem. § 3 Abs. 2 BauGB  
 
in der Zeit vom 01.06.2023 bis zum 14.07.2023 (einschließlich) 
 
für alle interessierten Personen im Rathaus Havixbeck, Zimmer 110 (1. OG), Willi-Richter-Platz 1, 
48329 Havixbeck während der Dienstzeiten öffentlich aus: 
 
montags von 8:30 Uhr – 12:00 Uhr und von 14:00 Uhr – 16:00 Uhr 
dienstags von 8:30 Uhr – 12:00 Uhr 
mittwochs  von 8:30 Uhr – 12:00 Uhr 
donnerstags von 8:30 Uhr – 12:00 Uhr und von 14:00 Uhr – 18:00 Uhr 
freitags  von 8:30 Uhr – 12:00 Uhr 
 
Im Zusammenhang mit den Maßnahmen zur Vorbeugung gegen die weitere Ausbreitung des 
Corona-Virus wird darauf hingewiesen, dass aus Gründen des Infektionsschutzes und der Vorsorge 
der Zutritt zu den öffentlich ausgelegten Unterlagen nur einzeln gewährt werden kann. Daher wird 
um eine Terminvereinbarung unter den nachfolgenden Kontaktdaten gebeten.  
Darüber hinaus weisen wir auf die aktuellen Schutzmaßnahmen bzgl. des Tragens eines Mund-Na-
sen-Schutzes hin. 
 
Eine Terminvereinbarung zur Einsicht in die Unterlagen ist unter den nachfolgenden Kontaktdaten 
möglich: 
 
T 02507 – 33-155  E petermann@gemeinde.havixbeck.de 
T 02507 – 33-160  E brodkorb@gemeinde.havixbeck.de 
 
Darüber hinaus liegen die Unterlagen im Internet unter der folgenden Adresse aus: 
https://www.o-sp.de/havixbeck/beteiligung 
 
In besonders begründeten Fällen können Unterlagen in Papierform per Post zugesandt werden.  
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Es sind folgende Arten umweltbezogener Informationen laut Umweltbericht verfügbar: 
• Schutzgut Mensch – Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit 
• Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
• Schutzgut Fläche, Boden 
• Schutzgut Wasser 
• Schutzgut Klima/Luft 
• Schutzgut Landschaft 
• Schutzgut Kultur, Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

 
Vorliegende umweltbezogene Stellungnahmen sind verfügbar: 

• Westnetz GmbH 
• Deutsche Telekom Technik GmbH 
• Eisenbahn-Bundesamt 
• Landesbetrieb Straßen NRW 
• Landesbetrieb Wald und Holz NRW 
• Bezirksregierung Münster, Dezernat 52, Abfallwirtschaft 
• Bezirksregierung Münster, Dezernat 54, Wasserwirtschaft 
• Kreis Coesfeld, Aufgabenbereich Altlasten/Bodenschutz 
• Kreis Coesfeld, Aufgabenbereich Immissionsschutz 
• Kreis Coesfeld, Aufgabenbereich Untere Naturschutzbehörde 
• LWL-Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur in Westfalen 
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Es liegen folgende Gutachten zur Einsichtnahme vor: 
 

• Faunistischer Fachbeitrag „Havixbeck – Baugebiet Masbeck“ der Gemeinde Havixbeck, Öko-
planung Münster, Februar 2023 

• Artenschutzrechtliche Prüfung (ASP) zum Bebauungsplan „Baugebiet Masbeck“ der Ge-
meinde Havixbeck, Ökoplanung Münster, Februar 2023 

• Umweltbericht zur 34. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Havixbeck, 
öKon GmbH, Münster, März 2023 
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• Geruchsgutachten zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Baugebiet Masbeck“, Richters & 

Hüls, Januar 2023 
• Schalltechnisches Gutachten zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Baugebiet Masbeck“, 

Februar 2023 
• Bodengutachten/Baugrunduntersuchung zu dem Bebauungsplan „Baugebiet Masbeck“, Dr. 

Muntzos & Partner, Februar 2023 
 
Innerhalb der Auslegungsfrist können zu dem Entwurf der 34. Änderung des Flächennutzungspla-
nes nebst Begründung Stellungnahmen z.B. mündlich, schriftlich oder per E-Mail:  
gemeinde@havixbeck.de 
bei der Gemeinde Havixbeck abgegeben werden.  
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleit-
plan gem. § 4 a Abs. 6 BauGB unberücksichtigt bleiben. 
 
Bekanntmachungsanordnung  
 
Vorstehendes wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
48329 Havixbeck, 15.05.2023 
Gemeinde Havixbeck 
Der Bürgermeister 
 
 
 
 
 
Möltgen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abl. Gem. Hav.2023 – 31 – 38 – 
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Bekanntmachung 
 

des Aufstellungsbeschlusses und des Beschlusses  
über die frühzeitige Beteiligung des Planentwurfes  

der 35. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Havixbeck 
und der 3. Änderung des Bebauungsplanes „An der Hohenholter Straße“ 

gem. § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), Beteiligung der Behörden  
gem. § 4 Abs. 1 BauGB und Abstimmung  

mit den benachbarten Gemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB  
in der zurzeit gültigen Fassung 

 
Der Rat der Gemeinde Havixbeck hat in seiner Sitzung am 27.04.2023 sowohl den Aufstellungsbe-
schluss, als auch den Beschluss über die frühzeitige Beteiligung für die 35. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes der Gemeinde Havixbeck und der 3. Änderung des Bebauungsplanes „An der Ho-
henholter Straße“ gefasst.  
 
Ziel der Planung ist die Umwandlung von einem Gewerbegebiet (GE) in ein Mischgebiet (MI). Im 
Laufe der Jahrzehnte hat das Plangebiet einige Veränderungen erfahren (Aufgabe von Gewerbe, 
Generationenwechsel, etc.), sodass die Bedeutung des Wohnens immer mehr in den Vordergrund 
gerückt ist. 
 
Weiterhin hat der Gemeinderat in gleicher Sitzung beschlossen, die Öffentlichkeit über die allge-
meinen Ziele und Zwecke der Planung gem. § 3 Abs. 1 BauGB frühzeitig zu informieren. 
 
Die Öffentlichkeit ist möglichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich 
wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes 
in Betracht kommen, und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung öffentlich zu unterrich-
ten; ihr ist Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben.  
Zur Information der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke liegt der Entwurf der Pla-
nung nebst Begründung in der Zeit  
 

vom 01.06.2023 bis zum 14.07.2023 (einschließlich) 
 

für alle interessierten Personen, auch für Kinder und Jugendliche, im Rathaus Havixbeck, Zimmer 
111 (1. OG), Willi-Richter-Platz 1, 48329 Havixbeck während der Dienstzeiten öffentlich aus: 
 
montags von 8:30 Uhr – 12:00 Uhr und von 14:00 Uhr – 16:00 Uhr 
dienstags von 8:30 Uhr – 12:00 Uhr 
mittwochs  von 8:30 Uhr – 12:00 Uhr 
donnerstags von 8:30 Uhr – 12:00 Uhr und von 14:00 Uhr – 18:00 Uhr 
freitags  von 8:30 Uhr – 12:00 Uhr 
 
Im Zusammenhang mit den Maßnahmen zur Vorbeugung gegen die weitere Ausbreitung des 
Corona-Virus wird darauf hingewiesen, dass aus Gründen des Infektionsschutzes und der Vorsorge 
der Zutritt zu den öffentlich ausgelegten Unterlagen nur einzeln gewährt werden kann. Daher wird 
um eine Terminvereinbarung unter den nachfolgenden Kontaktdaten gebeten.  
Darüber hinaus weisen wir auf die aktuellen Schutzmaßnahmen bzgl. des Tragens eines Mund-Na-
sen-Schutzes hin. 
 
Eine Terminvereinbarung zur Einsicht in die Unterlagen ist unter den nachfolgenden Kontaktdaten 
möglich: 
 
T 02507 – 33-155  E petermann@gemeinde.havixbeck.de 
T 02507 – 33-160  E brodkorb@gemeinde.havixbeck.de 
 
Darüber hinaus liegen die Unterlagen im Internet unter der folgenden Adresse aus: 
https://www.o-sp.de/havixbeck/beteiligung 
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In besonders begründeten Fällen können Unterlagen in Papierform per Post zugesandt werden.  
 
Innerhalb der Auslegungsfrist können zu dem Entwurf der 35. Änderung des Flächennutzungspla-
nes nebst Begründung und zu der 3. Änderung des Bebauungsplanes „An der Hohenholter Straße“ 
Stellungnahmen z.B. mündlich, schriftlich oder per E-Mail  
gemeinde@havixbeck.de 
bei der Gemeinde Havixbeck abgegeben werden. 
 
Der Geltungsbereich der 35. Änderung des Flächennutzungsplanes ist in anliegendem 
Planausschnitt, der Bestandteil dieser Bekanntmachung ist, umrandet dargestellt. 
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Der Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplanes „An der Hohenholter Straße“ 
ist in nachfolgendem Planausschnitt, der Bestandteil dieser Bekanntmachung ist, umran-
det dargestellt. 
 

 
 
 
Innerhalb der Auslegungsfrist können zu dem Entwurf zur 35. Änderung des Flächennutzungspla-
nes nebst Begründung und zu dem Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplanes „An der Hohen-
holter Straße“, ebenfalls mit Begründung, Stellungnahmen z.B. schriftlich oder per E-Mail:  
 
gemeinde@havixbeck.de  
 
bei der Gemeinde Havixbeck abgegeben werden.  
 
Konkrete umweltbezogene Informationen liegen derzeit nicht vor. Folgende Schutzgüter sind je-
doch grundsätzlich bei der Planung zu berücksichtigen und zwar die Belange des Umweltschutzes, 
einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, wie 
 

• die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wir-
kungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, 

• die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesna-
turschutzgesetzes, 

• umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölke-
rung insgesamt, 

• umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 
• die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwäs-

sern, 
• die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie, 
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• die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere des 
Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts, 

• die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechtsverord-
nung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Immissionsgrenz-
werte nicht überschritten werden, 

• die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes  
 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleit-
plan gem. § 4 a Abs. 6 BauGB unberücksichtigt bleiben. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung  
 
Vorstehendes wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
48329 Havixbeck, 15.05.2023 
Gemeinde Havixbeck 
Der Bürgermeister 
 
 
 
 
Möltgen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abl. Gem. Hav.2023 – 39 – 42 – 



16                  - 43 – 
 

Amtsblatt der Gemeinde Havixbeck 
 

Bekanntmachung 
 

des Beschlusses über die öffentliche Auslegung des Planentwurfes  
der 38. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Havixbeck 

gem. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB),  
Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB und  

Abstimmung mit den benachbarten Gemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB 
in der zurzeit gültigen Fassung 

 
Der Rat der Gemeinde Havixbeck hat in seiner Sitzung am 27.04.2023 beschlossen, die 38. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Havixbeck gem. § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der zurzeit geltenden Fassung auszulegen. 
 
Ziel der Planung ist die Beseitigung des Rechtsscheins der 23. FNPÄ (Steuerung Windener- 
gie), da dieser eine geltende und insofern bindende Rechtsnorm darstellt. Um diesen falschen  
Anschein zu korrigieren, wurde das Aufhebungsverfahren formal eingeleitet (Bekanntmachung  
im Amtsblatt Nr. 04/2022 am 13.04.2022). 
 
Der Änderungsbereich umfasst das gesamte Gemeindegebiet. Die Abgrenzung des Plangebietes für 
die 38. Änderung des Flächennutzungsplanes ergibt sich aus der nachfolgenden Kartenausschnitt: 
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Der Entwurf der Flächennutzungsplanänderung nebst Begründung einschließlich Umweltbericht 
liegt gem. § 3 Abs. 2 BauGB  
 
in der Zeit vom 01.06.2023 bis zum 14.07.2023 (einschließlich) 
 
für alle interessierten Personen im Rathaus Havixbeck, Zimmer 110 (1. OG), Willi-Richter-Platz 1, 
48329 Havixbeck während der Dienstzeiten öffentlich aus: 
 
montags von 8:30 Uhr – 12:00 Uhr und von 14:00 Uhr – 16:00 Uhr 
dienstags von 8:30 Uhr – 12:00 Uhr 
mittwochs  von 8:30 Uhr – 12:00 Uhr 
donnerstags von 8:30 Uhr – 12:00 Uhr und von 14:00 Uhr – 18:00 Uhr 
freitags  von 8:30 Uhr – 12:00 Uhr 
 
Im Zusammenhang mit den Maßnahmen zur Vorbeugung gegen die weitere Ausbreitung des 
Corona-Virus wird darauf hingewiesen, dass aus Gründen des Infektionsschutzes und der Vorsorge 
der Zutritt zu den öffentlich ausgelegten Unterlagen nur einzeln gewährt werden kann. Daher wird 
um eine Terminvereinbarung unter den nachfolgenden Kontaktdaten gebeten.  
Darüber hinaus weisen wir auf die aktuellen Schutzmaßnahmen bzgl. des Tragens eines Mund-Na-
sen-Schutzes hin. 
 
Eine Terminvereinbarung zur Einsicht in die Unterlagen ist unter den nachfolgenden Kontaktdaten 
möglich: 
 
T 02507 – 33-155  E petermann@gemeinde.havixbeck.de 
T 02507 – 33-160  E brodkorb@gemeinde.havixbeck.de 
 
Darüber hinaus liegen die Unterlagen im Internet unter der folgenden Adresse aus: 
https://www.o-sp.de/havixbeck/beteiligung 
 
In besonders begründeten Fällen können Unterlagen in Papierform per Post zugesandt werden.  
 
 
Es sind folgende Arten umweltbezogener Informationen laut Umweltbericht verfügbar: 

• Schutzgut Mensch 
• Schutzgut Biotoptypen, Tiere und Pflanzen, Biologische Vielfalt 
• Schutzgut Boden, Fläche und Wasser 
• Schutzgut Landschaft 
• Schutzgut Luft und Klima 
• Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

 
Vorliegende umweltbezogene Stellungnahmen sind verfügbar: 

• Deutsche Telekom Technik GmbH 
• Landesbetrieb Straßen NRW 
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Quelle Art des Schutzgutes umweltbezogene
Stellungnahme

Schutzgut Mensch

Umweltbericht WoltersPartner Coesfeld, 25.02.2023 In Bezug auf das Schutzgut Mensch werden sämtliche 
umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen, seine 
Gesundheit und der Bevölkerung insgesamt berücksichtigt.  
Eine Verträglichkeit künftiger Windkraftanlagen wird auf der 
Ebene des immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahrens anhand entsprechender Immissions-
schutzgutachten geprüft. Gegebenenfalls werden zur 
Vermeidung immissionsschutzrechtlicher Konflikte 
erforderliche Maßnahmen festgelegt. Durch die vorlie-
gende Änderung des Flächennutzungsplanes treten keine 
erheblich negativen Auswirkungen auf das Schutzgut auf.

Immissionen

Stellungnahme Deutsche Telekom Technik GmbH: West 
PTI 15, 19.12.2022

In dem Änderungsbereich befinden sich Telekommuni-
kationslinien der Telekom. Die Belange der Telekom - z.B. 
das Eigentum der Telekom, die ungestörte Nutzung ihres 
Netzes sowie ihre Vermögensinteressen – sind daher 
betroffen. Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen 
Telekommunikationslinien müssen weiterhin gewährleistet 
bleiben.
Die Telekom weist darauf hin, dass in unmittelbarer Nähe 
von geplanten Windenergieanlagen Telekommunikations-
linien der Telekom verlaufen können, die bei eventuell 
auftretenden atmosphärischen Entladungen besonders 
gefährdet sind. 
Bei der Festlegung der Standorte sollte deshalb ein 
Abstand von mindestens 15 m zwischen den 
Erdungsanlagen der geplanten Windenergie-anlage und den 
Telekommunikationslinien der Telekom berücksichtigt 
werden. Es gibt keine Verpflichtung, den Windkraftpark / 
die Windenergieanlage an ihr öffentliches Tele-
kommunikationsnetz anzuschließen. Daher ist es für die 
telekommunikationstechnische Erschließung erforderlich, 
neben dem Telefondienstvertrag zusätzlich eine

Kommunikation

Stellungnahme Landesbetrieb Straßen NRW, 21.12.2022 Gemäß dem § 25 Straßen- und Wegegesetz NRW (StrWG 
NRW) gelten innerhalb bestimmter Entfernungen zu den 
Landesstraßen Anbaubeschränkungen (40 m). In diesem 
Zusammenhang weise ich vorsorglich darauf hin, dass 
innerhalb der Anbaubeschränkungszone die Zustimmung 
der Straßenbauverwaltung für die Errichtung von bau-
lichen Anlagen erforderlich ist. Diese Zustimmung darf 
versagt oder mit Bedingungen und Auflagen erteilt werden, 
wenn eine konkrete Beeinträchtigung der Sicherheit oder 
Leichtigkeit des Verkehrs zu erwarten ist. Hierzu ist eine 
Einzelfallprüfung unter Berücksichtigung des tatsächlichen 
Standortes der Windenergieanlage (WEA) im 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-verfahren 
erforderlich. 
Anbindungen an der freien Strecke von Landesstraßen 
schränken die die Verbindungsfunktion generell ein und 
stellen außerdem zusätzliche Gefahren- und Störstellen für 
den fließenden Verkehr dar. Aus diesen Gründen sind neue 
Anbindungen für WEA am klassifizierten Straßennetz 
grundsätzlich zu vermeiden. 
Die technischen Abstände zu den klassifizierten Straßen 
sowie die jeweilige Erschließung sind daher im Einzelfall im 
Rahmen der immissions-rechtlichen Genehmigung unter 
Beachtung der Anbaubeschränkungszone nachzuweisen. 

Transport
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Schutzgut Tiere und Pflanzen, 
Biologische Vielfalt

Umweltbericht WoltersPartner Coesfeld, 25.02.2023 Der Änderungsbereich der vorliegenden 38. FNP-Änderung 
(Aufhebung 23. FNP-Änderung) umfasst das gesamte 
Gemeindegebiet. Detailliertere Informationen zu 
vorhandenen Biotoptypen sowie dem vorhandenen 
Artenspektrum werden auf der Ebene der immissions-
schutzrechtlichen Genehmigung berücksichtigt und 
geprüft. Im Fall zukünftiger Windkraftanlagen wird die 
Einhaltung der artenschutzrechtlichen Vorgaben gem. § 44 
Abs. 1 BNatSchG im Rahmen des Genehmigungs-
verfahrens, wenn konkrete Auswirkungen anlagen-
spezifisch vorherzusehen sind, abschließend geprüft. 
Darüber hinaus werden im Zuge des Genehmigungs-
verfahrens die Belange des Natur- und Landschafts- 
schutzes, insbesondere die Berücksichtigung der Schutz- 
und Erhaltungsziele des europäischen Schutzgebiets-
netzes Natura 2000, begutachtet. Für Eingriffe in Natur 
und Landschaft werden entsprechende Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen im Zuge der immissionsschutzrechtli-
chen Genehmigung formuliert.   
Durch die Änderung des Flächennutzungsplanes sind keine 
erheblich negativen Auswirkungen in Bezug auf die 
Schutzgüter Tiere/ Pflanzen/ Biotoptypen/ Biologische 
Vielfalt ersichtlich.  

Schutzgut Fläche/Boden

Umweltbericht WoltersPartner Coesfeld, 25.02.2023 In Bezug auf das Schutzgut Boden werden u.a. die 
Schutzwürdigkeit unterliegender Bodentypen berück-
sichtigt. Dies geschieht auf der Ebene der immissions-
schutzrechtlichen Genehmigung. Im Falle zukünftiger 
Windkraftanlagen wird Boden in geringen Umfang (ca. 
2.100 bis 2.500 qm Fläche pro Anlage) in Anspruch 
genommen. Hierdurch werden die ursprünglichen 
Bodenverhältnisse kleinräumig verändert. Im Falle 
zukünftiger Anlagen sind die verbundenen erheblichen 
Umweltauswirkungen im Rahmen der Genehmigungs-
planung einschließlich der Eingriffsregelung gem. § 14 ff 
BNatSchG zu berücksichtigen.  
Für das Schutzgut Boden sind durch die vorliegende FNP-
Änderung keine erheblich negativen Auswirkungen 
abzusehen.  
Eine Flächeninanspruchnahme wird für zukünftige 
Windkraftanlagen im Rahmen ihrer immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren geprüft und 
ausgeglichen. Der Ausgleich künftiger Anlagen erfolgt 
durch geeignete Ausgleichsmaßnahmen infolge der 
Eingriffsregelung gem. § 14 ff BNatSchG. Insgesamt ist mit 
der Errichtung zukünftiger Anlagen eine geringe dauerhafte 
Flächeninanspruchnahme (ca. 2.100 bis 2.500 
qm Fläche pro Anlage) verbunden.   
Erheblich negative Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche 
sind durch die vorliegende FNP-Änderung nicht zu 
prognostizieren.
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Schutzgut Wasser

Umweltbericht WoltersPartner Coesfeld, 25.02.2023 Das Schutzgut berücksichtigt u.a. die innerhalb des 
Änderungsbereiches vorhandenen Oberflächengewässer 
sowie Wasserschutzgebiete und Überschwemmungs-
gebiete. Des Weiteren findet der Schutz des Grundwas-
sers Berücksichtigung. 
Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind im Falle 
zukünftiger Bauvorhaben im Zuge der 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsplanung zu 
bewerten. Unter Berücksichtigung der großräumigen 
Wirkung der Grundwasserströme werden diese 
Veränderungen voraussichtlich nicht erheblich sein und die 
(Grund-)Wasserverhältnisse werden nicht wesentlich 
gestört. Hinsichtlich der vergleichsweise geringen und z.T. 
temporären Flächeninanspruchnahme bei der Errichtung 
von Windkraftanlagen sind voraussichtlich keine erheb-
lichen Auswirkungen auf das Schutzgut zu erwarten. 
Darüber hinaus ist eine Betroffenheit von Oberflächen-
gewässern sowie Wasserschutzgebieten durch die 
vorliegende FNP-Änderung nicht gegeben. 
Schutzgut Klima/Luft

Umweltbericht WoltersPartner Coesfeld, 25.02.2023 Das Schutzgut berücksichtigt u.a. die Zuordnung des 
Änderungsbereiches zu verschiedenen Klimatopen sowie 
deren thermischen Situationen oder Ausgleichsfunktionen.  
Windkraftanlagen leisten einen Beitrag zur Erzeugung 
regenerativer Energien und haben dadurch einen positiven 
Einfluss auf das Schutzgut Luft und Klima infolge einer CO2 
Einsparung. 
Durch zukünftige Bauvorhaben können leistungsstarke und 
effiziente Windkraftanlagen eingesetzt werden. Negative 
Auswirkungen sind durch die Aufhebung der 
Ausschlusswirkung durch die positiven Auswirkungen der 
Windkraftanlagen hinsichtlich der Einsparung von CO2 
voraussichtlich nicht zu erwarten. Detaillierte 
Auswirkungen sind auf Ebene der immissionsschutzrecht-
lichen Genehmigung zu bewerten. Insgesamt sind die 
Umweltauswirkungen jedoch eher positiv einzustufen.  

Schutzgut Landschaft

Umweltbericht WoltersPartner Coesfeld, 25.02.2023 Das Schutzgut berücksichtigt u.a. die Auswir-kungen auf 
das Landschaftsbild. 
Windkraftanlagen können aus landschaftsästhetischen 
Aspekten prägend sein. Visuelle-negative Auswirkungen 
sind durch die bisher festgesetzte Höhenbegrenzung im 
Änderungsbereich in der Fernwirkung beschränkt. Der 
Wegfall der Höhenbegrenzung für künftige Anlagen kann 
potenziell zur Veränderung des Landschaftsbildes führen. 
Im Rahmen der immissionsschutzrechtlichen Geneh-migung 
werden potenzielle Auswirkungen künftiger Anlagen auf das 
Schutzgut bewertet und nach den einschlägigen 
Vorschriften durch Geld, das zur Verbes-serung des 
Landschaftsbildes an anderer Stelle genutzt werden kann, 
ausgeglichen.  
Mit der vorliegenden FNP-Änderung werden keine erheblich 
negativen Auswirkungen auf das Schutzgut vorbereitet.  
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Im Rahmen der Auslegung zur 38. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Havixbeck 
können folgende umweltbezogene Informationen eingesehen werden: 

• Begründung inkl. Umweltbericht zur 38. Änderung des Flächennutzungsplanes der Ge-
meinde Havixbeck im Entwurf, WoltersPartner, Coesfeld, Februar 2023 

 
Innerhalb der Auslegungsfrist können zu dem Entwurf der 38. Änderung des Flächennutzungspla-
nes nebst Begründung Stellungnahmen z.B. mündlich, schriftlich oder per E-Mail:  
 
gemeinde@havixbeck.de 
 
bei der Gemeinde Havixbeck abgegeben werden.  
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleit-
plan gem. § 4 a Abs. 6 BauGB unberücksichtigt bleiben. 
 
Bekanntmachungsanordnung  
 
Vorstehendes wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
48329 Havixbeck, 15.05.2023 
Gemeinde Havixbeck 
Der Bürgermeister 
 
 
 
 
 
Möltgen 
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Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter

Umweltbericht WoltersPartner Coesfeld, 25.02.2023 Das Schutzgut berücksichtigt Kulturgüter, Orte in der 
Kulturlandschaft und Sachgüter. 
Eine erhebliche Betroffenheit von Kultur- und Sachgüter 
sind durch die vorliegende Aufhebung der 23. FNP-
Änderung nicht zu prognostizieren. Im Falle künftiger 
Bauvorhaben sind u.a. die Vorschriften des Denkmal-
schutzgesetzes NRW zu beachten. Eine abschließende Be-
wertung künftiger Anlagen erfolgt auf Ebene der 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung. Zu 
berücksichtigen ist seit dem 20. Juli 2022 der 
§ 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, wonach 
erneuerbaren Energien zumindest zeitweilig (bis zur 
Treibhausgasneutralität) als vorrangiger Belang in die 
Schutzgüterabwägung eingebracht werden soll. 


